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	Wir sind gegen ambulante Zwangsbehandlung !
Was versteht man darunter?

Öffentliche Organe, Polizei, Krankenhaus oder ähnliches kommen zur Wohnung des Betroffenen (Patienten) und öffnen diese eventuell gewaltsam. Jetzt sind sie befugt dem Betroffenen Medikamente zu verabreichen. Es kann soweit kommen, dass gegen seinen Willen, ihm eine oder mehrere Spritzen verabreicht werden. Was wiederum einen Krankenhausaufenthalt nach sich ziehen kann.

Wir machen diese Demo damit ambulante Zwangsbehandlung in Bremen und in anderen Bundesländern nicht zum Gesetz wird!


	Beteiligte:
BundesverbandPsychiatrieErfahrener, BPE e.V.,
LandesverbandPsychiatrieErfahrener
Bremen e.V., LandesarbeitsgemeinschaftPsychiatrie-Erfahrener Niedersachsen e.V.,

(LPEN e.V.)
Landesverband Psychiatrie-Erfahrener NRW e.V.,
SHG Psychiatrie-Erfahrener, Oldenburg

Projekt ”Psychosoziale News” Delmenhorst,
Blauwahl e.V. Sulingen, 
Netzwerk PE Köln und Umgebung, LVPE Saar e.V., 
LandesverbandPsychiatrieErfahrener
Berlin-Brandenburg e.V.
Irren-Offensive e.V., Berlin
Für alle Fälle e.V. Berlin, 
Hilfe für verletzte Seelen e.V. - PE-SHG im Kreis Herford 

BIPE Lippe (Betroffeneninitiative Psychiatrie-Erfahrene Lippe), 
VPE Bielefeld, “auf und nieder”, Bünde
Landesverband Psychiatrie Erfahrener Baden-Württemberg (LV PE BW)




	Bremen will

Verfassungsbruch !!!

Im Bundesland Bremen gibt es einen neuen Entwurf zum Psychisch Krankengesetz (PsychKG). Darin soll auch die Ambulante Zwangsbehandlung für “psychisch Kranke“ erlaubt werden. Man will dies aufgrund zweier Morde, die von “psychisch Kranken“ begangen wurden.

Wir wenden uns gegen die ambulante Zwangsbehandlung, weil man nicht aufgrund von krassen Ausnahmefällen die Rechte aller “psychisch Kranken“ beschränken kann. Im Bund wurde die Ambulante Zwangsbehandlung  im Betreuungsgesetz gestoppt, weil durch ein Rechtsgutachten  nachgewiesen ist, dass die Ambulante Zwangsbehandlung mit dem Grundgesetz unvereinbar ist:

htttp//www.psychiatrierecht.de/
gutachten.htm
Wir befürchten, wenn die Ambulante Zwangsbehandlung in Bremen durchkommt, andere Länder nachziehen werden. Es wird sehr schwer sein, das Gesetz zu kippen, wenn es erst mal durch ist. Deshalb bitten wir Euch auch, was gegen das Gesetz zu tun. Bitte wendet Euch an den Senator für Arbeit, Familie, Jugend und Soziales in Bremen unter :

office@soziales.bremen.de
	Presseerklärung 

Psychiatriegesetz: Will Bremen die Verfassung  brechen?

Bremen: Im Bundesland Bremen legt die Polizei gerade eine Datei über Menschen an, die schon einmal als Patienten mit der Psychiatrie zu tun hatten. Vermuteter Hintergrund dieser Aktion sind zwei Tötungsdelikte in Bremen, die von “psychisch Kranken“ begangen wurden. 

Aufgrund der Delikte, die in der Bremer Bürgerschaft große Verunsicherung gegenüber den Rechtsorganen auslösten, hat eine Bremer Arbeitsgruppe aus Justiz-, Sozial- und Innenbehörde vorgeschlagen, in das dortige Psychische Krankengesetz (PsychKG)die ambulante Zwangsbehandlung mit Psychopharmaka aufzunehmen. Das ermöglicht die Verabreichung hochpotenter neuroleptischer Depotspritzen gegen den Willen der Patienten. Beschließt das Bremer Landesparlament diesen Vorschlag, nimmt der Stadtstaat bundesweit eine Vorreiter-Rolle ein. Es ist zu befürchten, dass andere Länder daraufhin nachziehen werden.

Alle im Bundestag vertretenden Parteien verurteilten das und lehnten diese Form der Misshandlung am 4.3.2004 ab, nachdem ein Rechtsgutachter die verfassungsrechtliche Unhaltbarkeit nachwies.

 Im Internet nachzulesen unter :http://www.psychiatrierecht.de/gutachten.htm

Wir, die Landesarbeitsgemeinschaft Psychiatrie-Erfahrener  Niedersachsen e.V. (LPEN) , die Selbsthilfegruppe Psychiatrie-Erfahrener Oldenburg, der Landesverband Psychiatrie-Erfahrener Bremen (LVPE), die Irrenoffensive e.V. Berlin und weitere 
	Landesverbände innerhalb des Bundesverbandes Psychiatrie-Erfahrener e.V. (BPE), wehren uns gegen die generelle Beschneidung des Rechts auf Selbstbestimmung psychiatrieerfahrener Menschen   aufgrund zweier Einzelfälle. 

Schon seit den siebziger Jahren weisen Studien in unserem Rechtsstaat immer wieder nach, dass psychiatrieerfahrene Menschen weniger kriminell sind als der Durchschnittsbürger. Wir wissen aus Erfahrung, dass die bundesdeutschen Psychiatrien voll sind mit Opfern aus kriminellen Übergriffen. Die Erhöhung des Zwangs auch im ambulanten psychiatrischen Bereich verschärft die schon problematische gesellschaftliche Randsituation der betroffenen Menschen.

Wir rufen deshalb alle interessierten, betroffenen und nicht betroffenen Menschen auf, mit uns gegen die Einführung der ambulanten Zwangsbehandlung am 8.12. 2004, 14.00 Uhr vor dem“ Senator für Justiz und Verfassung“, Richtweg 16-22 in Bremen zu demonstrieren. 

Zeitgleich findet in Berlin eine Solidaritätsdemonstration vor der Ländervertretung Bremens, Hiroshimastraße, statt. 
Einwände gegen das Gesetz können erhoben werden bei den Senatoren für Justiz, Soziales und Inneres in Bremen unter: office@soziales.bremen.de     

V.I.S.D.P. die Landesarbeitsgemeinschaft Psychiatrie-Erfahrener Niedersachsen e.V. (LPEN)










